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INHALT

6 Im Januar nimmt
UN Women, eine

neue Organisation der
Vereinten Nationen, ihre
Arbeit auf. Das Gremium
soll sich ausschließlich
um die weltweite
Besserstellung der
Frauen kümmern.

POLITIK

13 Mögen die
Friedens-

gespräche in Nahost
auch stocken, Palästina
ist längst mehr als eine
Idee. Im Westjordanland
gestaltet Premier Salam
Fajad den Aufschwung.

MEINUNG

30 Das war die
Kulturhaupt-

stadt-Phase: Istanbul hat
sich verändert, aber sei-
ne Chancen nicht immer
glücklich genutzt. Was
wohl aus dem Welt-
kulturerbe-Status wird?

FEUILLETON

37 Böller, Bleigie-
ßen, Brandbla-

sen. Der Jahreswechsel
steht vor der Tür. Die FR
beantwortet alle Fragen
rund um Silvester und
verrät, wie Handy-Feuer-
werk Gutes tun kann.
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RUBRIKEN

„Kohle ist ein Auslaufmodell“
Energieexpertin Claudia Kemfert lehnt Neubau von Kraftwerken ab

Frau Kemfert, brauchen wir für
die Sicherheit der Stromversor-
gung in Deutschland neue Kohle-
kraftwerke?
Nein. Angesichts der von der Bun-
desregierung beschlossenen Lauf-
zeitverlängerung für die Kern-
kraft können wir auf den Neubau
von Kohlekraftwerken verzichten.
Wir benötigen sie ebenso wenig
als Ersatz für alte Kohlemeiler.
Auch diese ineffizienten Kraft-
werke sollten in den nächsten
Jahrzehnten nach und nach abge-
schaltet werden.

Fehlen uns bei einem Ausstieg
aus der Kernkraft nicht in zwan-
zig, dreißig Jahren Großkraft-
werke zur Grundversorgung?
Stein- und Braunkohle leisten
heute einen Beitrag zum deut-
schen Strom-Mix von mehr als 40
Prozent. Dieser Anteil könnte
durch die Abschaltung alter Koh-
lekraftwerke in den nächsten
zwanzig Jahren auf rund 20 Pro-
zent sinken. Die Lücke, die ent-
steht, wenn Kernkraft und Kohle
abnehmen, müssen regenerative
Energien und moderne Gaskraft-
werke ausfüllen. Daran führt auch
aus Klimaschutzgründen kein
Weg vorbei.

Eine Reihe von Stadtwerken ha-
ben Projekte zum Neubau von
Kohlekraftwerken auf Eis gelegt.
Was macht diesen Weg für
Stromkonzerne wie Eon und Vat-
tenfall attraktiv?
Weil der Preis, den die Konzerne
für den Ausstoß von Kohlendioxid
zu zahlen haben, zu niedrig ist.
Das gilt offenbar, obwohl in den
kommenden Jahren mit einem
Anstieg der CO2-Preise gerechnet
werden kann, denn die Zertifika-

te, die die Stromkonzerne zur
Freisetzung von CO2 berechtigen,
werden ab 2013 nicht mehr kos-
tenlos ausgegeben. Ob sich die
Kohlekraftwerke dann noch wirk-
lich rechnen, erscheint mir aller-
dings fraglich. Volkswirtschaft-
lich drohen milliardenschwere In-
vestitionsruinen.

Die Konzerne argumentieren
mit den im Vergleich zu alten
Meilern niedrigen Emissionen.
Deutsche Kohlekraftwerke sind
die effizientesten weltweit. Den-
noch erzeugen sie mehr CO2 als al-
le anderen Energietechnologien
und stehen zudem dem Ausbau
regenerativer Energien im Weg.

Laut den Konzernen geht beides.
Neue Kohlekraftwerke zementie-
ren ein altes, auf Großtechnolo-
gien fokussiertes Energiesystem.

ZUR PERSON
Claudia Kemfert
ist Energieökono-
min am Deut-
schen Institut für
Wirtschaftsfor-
schung (DIW) und
Professorin der
Hertie School of
Governance.

Kohlestrom verdränge schon heute re-
generative Energien aus den Netzen,
warnt sie und lehnt den Bau weiterer
Kohlekraftwerke ab. Dagegen stellt das
Energiekonzept der Bundesregierung
sogar die Subventionierung von Neu-
bauten in Aussicht. Bezahlt werden soll
das durch Erlöse aus dem Emissionshan-
del – womit diese Mittel beim Ausbau
erneuerbarer Energien fehlen. FR
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Sie sind ähnlich wie Kernkraft-
werke schwer zu regeln und eig-
nen sich damit auch nicht für den
Aufbau intelligenter Stromnetze,
die Erzeugung und Verbrauch von
Strom künftig steuern sollen.
Schon heute verdrängt fossiler
und atomarer Strom regenerative
Energien aus den Netzen. Dieser
Verdrängungsprozess wird mit
dem Neubau neuer Kohlekraft-
werke noch zunehmen. Wir brau-
chen neue Netze, um regenerati-
ven Strom, nicht um Kohlestrom
zu transportieren.

Warum setzen die Stromerzeu-
ger nicht auf Erdgas?
Gaskraftwerke sind wesentlich
flexibler an- und abzuschalten
und könnten deshalb ideal zu-
sammen mit regenerativen Ener-
gien betrieben werden, deren An-
gebot auch stark schwankt. Doch
die Gasmarktstrukturen sind im-
mer noch verkrustet. Zwischen
deutschen Gasunternehmen und
russischen Lieferanten bestehen
langfristige Verträge, bei denen
der Gaspreis an den Ölpreis ge-
koppelt ist. Erdgas ist derzeit an
der Börse aber billiger. Würde die-
se Ölpreisbindung aufgehoben,
wären auch Gaskraftwerke deut-
lich attraktiver.

Welcher Anteil erneuerbarer
Energien ist realistisch?
Die Bundesregierung plant bis
2050 einen Anteil von 80 Prozent.
Das ist durchaus machbar. Der
Neubau von Kohlekraftwerken
steht dem allerdings im Weg. Für
ein modernes regeneratives und
intelligentes Energiesystem ist die
Kohle ein Auslaufmodell.

Interview: Oliver Ristau
Spontandemo in Großkrotzenburg: Kohlekraftgegner protestieren gegen die Erweiterungsgenehmigung für das Kraftwerk Staudinger. DAPD

Der Neubau von Kohlekraftwerken bremst
den Ausbau erneuerbarer Energien, warnen
Experten. Trotzdem darf Eon seinen Meiler
bei Hanau jetzt massiv ausbauen. Ob sich
die Erweiterung rechnet, ist offen.

Noch mehr dicke Luft von Eon
Erste Teilgenehmigung für Mega-Kohlemeiler bei Hanau empört Tausende im Rhein-Main-Gebiet / Stadt Hanau will klagen

Von Alexander Polaschek

Saubere Kohle ist eine dreckige
Lüge“, sagt Winfried Schwab-

Posselt. Der Sprecher der Bürger-
initiative „Stopp Staudinger“ aus
dem hessischen Hainburg protes-
tiert wie viele tausend weitere
Menschen im östlichen Rhein-
Main-Gebiet gegen die Neubau-
pläne des Eon-Konzerns für den
„Block 6“. Einer der weltweit
größten Steinkohleblöcke mit ei-
ner Leistung von 1100 Megawatt,
1,2 Milliarden Euro teuer, soll im
Kraftwerk Staudinger in Groß-
krotzenburg bei Hanau entste-
hen. Am Mittwochvormittag er-
teilte das Regierungspräsidium
(RP) Darmstadt die erste Teilbau-
genehmigung. Vier Stunden spä-
ter demonstrierten Schwab-Pos-
selt und seine Mitstreiter spontan
vor den Schloten am Mainufer.

Wirklich erstaunt habe die Ent-
scheidung nicht, sagt der Aktivist
und verweist auf die längst erklär-
te Sympathie der hessischen Lan-
desregierung für „diesen fossilen
Dinosaurier“. Die Behörde habe
hier nur noch als Vollzugsorgan
gehandelt und alle Einwendun-
gen ignoriert. Als Grundlage dien-
ten die von Eon selbst vorgelegten
Gutachten zur Ausbreitung und

Menge der Schadstoffe, zu den
Besonderheiten des Rauchgas-
kühlturms und zu den Auswir-
kungen der Emissionen auf
Mensch, Tier und Pflanzen. Sie
zeichneten kein realistisches Ab-
bild der tatsächlichen Belastun-
gen und Risiken, werfen Kritiker
dem Konzern vor.

Als reale Bedrohung hatten
Kraftwerksnachbarn auf der an-
deren Mainseite in Hanau den
Kohlemeiler erst im Sommer er-
lebt. Damals verpestete Dieselge-
stank die Luft, in den Wohnungen
fand sich ein schwarz-brauner
Niederschlag. Ursache: Die Kohle

in dem 58 Meter hohen Brenn-
stoffbunker hatte sich so sehr er-
hitzt, dass es zu Ausgasungen,
möglicherweise auch Schwel-
bränden kam. Der Bunker war als
Vorbote für Block 6 errichtet wor-
den und sollte die Umgebung ei-
gentlich vom Staub der offenen
Kohlehalden entlasten. Nun be-
feuerte der Rundbau von 125 Me-
tern Durchmesser die Proteste zu-
sätzlich.

Mit der gestrigen Teilgenehmi-
gung könnte Eon nun auch das
Kesselhaus und den Kühlturm er-
richten, der mit 180 Metern Höhe
alles in der Gegend buchstäblich

in den Schatten stellen würde.
Weitere Teilgenehmigungen für
den Betrieb sind für die nächsten
Monate avisiert. Doch Projektlei-
ter Herbert Urban teilte mit, man
wolle erst die erwarteten Klagen
prüfen, die etwa von der Stadt Ha-
nau vorbereitet werden.

Oberbürgermeister Claus Ka-
minsky (SPD) bekräftigte am
Mittwoch, die Stadt werde das
Vorhaben weiter entschieden be-
kämpfen. Nun bleibe nur noch der
juristische Weg, „um den Men-
schen der Region die weitere
Schadstoffbelastung zu erspa-
ren“. Der OB setzt darauf, dass

sich wie bisher einige Nachbar-
kommunen an dem Kampf beteili-
gen werden.

In einer öffentlichen Anhörung
des RP hatte eine Allianz aus Kom-
munen, Umweltverbänden und
zwei Bürgerinitiativen eine Wo-
che lang versucht, die Genehmi-
gungsunterlagen zu zerpflücken.
Auch 8500 Bürger hatten förm-
lich Einspruch gegen Block 6 ein-
gelegt. Kaminsky kritisiert, dass
in dem Verfahren „weder der
Energiebedarf kritisch hinterfragt
wurde noch umweltverträgliche
Alternativen der Energieerzeu-
gung vertieft geprüft wurden“.

Eon lässt allerdings offen, wie
sehr überhaupt noch auf den Neu-
bau gesetzt wird angesichts der
veränderten Bedingungen auf
dem Energiemarkt. Erst kürzlich
hatten die Stadtwerke Hannover
ihre Beteiligung von 12,6 Prozent
an dem umstrittenen Projekt an
Eon zurückgegeben. Schwab-Pos-
selt lässt das hoffen, dass das Vor-
haben doch noch für immer in den

EMISSIONEN VON BLOCK 6
Die Teilgenehmigung für Block 6 des
Kraftwerks Staudinger soll laut Regie-
rungspräsidium Darmstadt sicherstellen,
dass die Emissionen die Umgebung nicht
stärker belasten als bisher. Die Gegner
bezweifeln aber, dass dies eingehalten
werden kann, und verlangen darüber
hinaus Entlastungen. Unstrittig ist, dass
der Kohlendioxid-Ausstoß von fünf auf
acht Millionen Tonnen steigen würde.

Die Auflagen besagen, dass trotz höhe-
rer Leistung keine höheren Emissionen
von Stickstoffdioxid (3554 Tonnen im
Jahr), Schwefeldioxid (1219 Tonnen)

und Staub (221 Tonnen) von dem Kraft-
werk ausgehen dürfen als bisher. Bei
Überschreitungen werde die Anlage bis
Jahresende stillgelegt. Die Bürgerinitia-
tiven entgegnen auf der Basis eigener
Messungen, Schadstoffbelastungen in
der Nähe des Kraftwerks seien bereits
heute unzulässig hoch.

Vor allem Quecksilber wird von den
Gegnern als kritisch eingeschätzt. Die
Fracht des hochgiftigen Schwermetalls in
die Luft steige mit Block 6 um über 40
Prozent, die Belastung des Mains erhöhe
sich um 50 Prozent. lex

Schubladen verschwindet: „Es
passt nicht mehr ins Konzept.“

Sicherlich komme die Wirt-
schaftlichkeit noch einmal auf
den Prüfstand, sagt Staudinger-
Sprecherin Julia Katzenbach-
Trosch. Aber man sei zuversicht-
lich, mit dem besseren Wirkungs-
grad und dem geringeren Schad-
stoffausstoß von Block 6 ältere
Kraftwerke der Konkurrenz aus
dem Markt zu drängen.

Die Verlagerung von Abnah-
mekapazität ist zugleich der An-
lass für den massiven Widerstand
von Initiativen und Politikern seit
über fünf Jahren. Block 6 soll
zwar drei alte Kohleblöcke des
1965 errichteten Kraftwerks Stau-
dinger ersetzen. Allerdings ist der
älteste bereits seit neun Jahren
stillgelegt. Die beiden übrigen er-
zeugen nur halb soviel Strom wie
Block 6, mit dem der Kohlebedarf
von zwei auf bis zu vier Millionen
Tonnen jährlich steigen würde.

In der Folge würde sich der
Ausstoß an klimaschädlichem
Kohlenstoffdioxid von fünf auf
acht Millionen Tonnen im Jahr er-
höhen, wie Eon selbst einräumt.
Der Konzern verweist aber lieber
auf eine andere Kennziffer: Pro
Kilowattstunde sinke die CO2-
Emission um 20 Prozent.

FR-ONLINE.DE
Mehr Infos, Hintergründe
und Bilder:
fr-online.de/staudinger

Stromquellen 2009
Anteil an der Stromerzeugung in %
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UMSTRITTENE KOHLEKRAFTWERKE
Datteln: rot-grüner Zankapfel
Es ist das umstrittenste Industrie-
projekt in NRW: Das geplante
1050-Megawatt-Steinkohlekraft-
werk von Eon in Datteln könnte
die rot-grüne Minderheitsregie-
rung entzweien. Dabei weiß noch
immer niemand, ob die 180 Meter
hohe Anlage je fertiggestellt wird.
Das Ruhrparlament, eine eben-
falls von SPD und Grünen be-
stimmte regionale Regierung des
Ruhrgebiets, hatte Mitte Dezem-
ber beschlossen, Rechtsgutachten
einzuholen, bevor über die Zu-
kunft des Kraftwerks entschieden
wird. Dies wird das Projekt um
weitere Monate verzögern.

Erst vor rund einem Jahr hatte das
Oberverwaltungsgericht Münster
der Klage eines Bauern recht ge-
geben und den alten Bebauungs-
plan wegen zahlreicher Verfah-
rensmängel für ungültig erklärt.
Seitdem stehen die Bauarbeiten
größtenteils still.

Politisch birgt das Kraftwerk gro-
ßen Konfliktstoff. SPD und Grüne
haben im Koalitionsvertrag das
Thema einfach ausgespart. Denn
die Grünen hatten vor der Land-
tagswahl massiv gegen das von
der schwarz-gelben Vorgängerre-
gierung bewilligte Projekt protes-
tiert. Auf Veranstaltungen verteil-
te Grünen-Chefin Claudia Roth
symbolisch essbare „Datteln“ ge-
gen den „Klimakiller“. Die SPD

hingegen muss ihr wirtschaftspo-
litisches Gesicht wahren. Gerade
im Ruhrgebiet ist die Verbindung
zur Bergbaugewerkschaft IG BCE
sehr eng. joe

Ingelheimer Aue: Gas statt Kohle?
Vier Monate nach Baubeginn im
Mai 2009 stoppen die Kraftwerke
Mainz-Wiesbaden (KMW) den
Bau eines Kohleheizkraftwerks
für 1,2 Milliarden Euro auf ihrem
Firmensitz, der Ingelheimer Aue.

Verantwortlich für das Einfrieren
der 800-Megawatt-Anlage sind
weder Umweltbedenken noch
Wirtschaftlichkeitsrisiken noch
die Proteste von Bürgerinitiativen
und der Stadt Wiesbaden als Mit-
eigentümerin des kommunalen
Energieversorgers – sondern die
Finanzkrise: Es fehlen plötzlich
die Kreditgeber, die Banken win-
ken ab. Inzwischen ist es unwahr-
scheinlich geworden, dass der
Bau einmal fortgesetzt wird.
Denn die KMW vermissen dafür
ein „klares Bekenntnis der Bun-
desregierung zu Kohlekraftwer-
ken“ für die künftige Energiever-
sorgung.

Gas statt Kohle heißt nun die De-
vise. Seit September prüft das Un-
ternehmen, ob sich ein neues Gas-
kraftwerk rechne. Dieses solle das
ältere der beiden Gaskraftwerke
ersetzen, aber wegen der hohen
Gaspreise nicht im Dauerbetrieb

von 8000 Stunden im Jahr laufen,
sondern nur bei Bedarf zugeschal-
tet werden, in der Mittel- und
Spitzenlast. byb

Moorburg: Streit um die Abwärme
2012 will Versorger Vattenfall den
ersten von zwei Kraftwerksblö-
cken seines neuen Steinkohle-
kraftwerks an der Elbe im Stadt-
teil Hamburg-Moorburg in Be-
trieb nehmen. Jeder Block hat ei-
ne elektrische Leistung von je 820
Megawatt. Dafür soll das alte Koh-
lekraftwerk Wedel vor den Toren
der Stadt abgeschaltet werden.

Bis zur Einigung im Oktober 2010
stritten Versorger und grün ge-
führte Umweltbehörde gericht-
lich über die Modalitäten der
Wasserentnahme der Elbe. Mit
dem Kompromiss steht dem Be-
trieb genehmigungsrechtlich
nichts mehr im Wege, auch wenn
noch Einzelklagen etwa vom
BUND dagegen anhängig sind.

Vattenfall baut einen weiteren
Kühlturm, um bei Bedarf eigenes
Kühlwasser erzeugen zu können.
Damit sinkt aber die Leistung des
Meilers. Noch ist unklar, was mit
der erzeugten Wärme passieren
wird. Bürger- und Umweltinitiati-
ven klagen gegen den Bau einer
Fernwärmetrasse durch Ham-
burg-Altona. Ohne Wärmever-
kauf wäre das Kraftwerk für Vat-
tenfall weniger lohnend. ori
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